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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 6
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Nachteilsausgleich „aG“ –

außergewöhnliche Gehbehinderung:

1. Zu den in Abschnitt 31 Abs. 3 der AP
2004 aufgeführten
Querschnittsgelähmten zahlen nur
Personen mit einer kompletten
Querschnittslähmung (Unterbrechung
aller Bahnen des Rückenmarks in einer
bestimmten Höhe, vgl. Abschnitt 26 der
AP).

2. Das Gehen mit einem Rollator
(Gehwagen) ist rechtlich der
Fortbewegung mit fremder Hilfe nicht
gleichzustellen.

Normenkette Abschnitt 31 der AP

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 SB 759/03
Datum 05.12.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 SB 122/04
Datum 23.09.2004

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Frei-burg vom 5.
Dezember 2003 aufgehoben und die Klage in vollem Um-fang abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.
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Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der KlÃ¤ger auÃ�ergewÃ¶hnlich
gehbehindert ist (Nachteilsausgleich "aG").

Der 1953 geborene KlÃ¤ger wurde am 29.06. und 03.07.2000 wegen einer
perimedullÃ¤ren AV-Fistel im Bereich des 9. und 10. BrustwirbelkÃ¶rpers operiert.
Danach zeigte sich ein in-kompletter sensomotorischer Querschnitt vom 12.
Brustwirbel an sowie eine spastisch-ataktische GangstÃ¶rung. Vom 08.08. bis
05.09.2000 wurde er deshalb in der Neurologie der Sch.- Klinik B. K. behandelt. Im
Entlassungsbericht vom 27.09.2000 wird ausgefÃ¼hrt, es habe u.a. eine
Verbesserung des Gangbildes und der Gangsicherheit am Rollator erreicht werden
kÃ¶nnen. Der KlÃ¤ger sei am Rollator lÃ¤ngere Strecken sicher gehfÃ¤hig,
kÃ¼rzere Strecken habe er am Ende des stationÃ¤ren Aufenthaltes auch ohne
Hilfsmittel bewÃ¤ltigen kÃ¶nnen. Treppen-steigen mit Hilfe eines GelÃ¤nders sei
problemlos mÃ¶glich.

Am 09.10.2000 beantragte der KlÃ¤ger die Ausstellung eines
Schwerbehindertenausweises und die Zubilligung von Nachteilsausgleichen. Das
Versorgungsamt F. (VA) holte u.a. von dem behandelnden Neurologen Dr. D. den
Befundbericht vom 19.02.2001 ein (Gehstrecke ohne weitere Hilfsmittel ca. 50 m;
mit Einsatz eines Delta-Gehrades seien bis zu 500 m mÃ¶glich). Mit Bescheid vom
26.03.2001 stellte das VA den Grad der Behinderung (GdB) mit 60 sowie eine
erhebliche Gehbehinderung (Merkzeichen "G" fest, lehnte jedoch u.a. die
Feststellung einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung (Merkzeichen "aG") ab.

Am 01.07.2002 beantragte der KlÃ¤ger die ErhÃ¶hung des GdB und die Feststellung
des Nach-teilsausgleichs "aG". Das VA zog von den Kliniken Sch. in G. den
Entlassungsbericht vom 06.06.2001 Ã¼ber das dort vom 18.04. bis 30.05.2001
durchgefÃ¼hrte stationÃ¤re Rehabilitations-verfahren bei. Danach gab der KlÃ¤ger
zu seinen jetzigen Beschwerden an, die Kraft in den Beinen sei ganz gut. Ohne
Rollator kÃ¶nne er auf unebenem GelÃ¤nde nicht gehen. Im Rahmen des
neurologischen Aufnahmebefundes wurde eine linksbetonte Paraspastik mit
SchwÃ¤che der HÃ¼ft- und Kniebeuger sowie der FuÃ�heber beschrieben, etwa
dem Kraftgrad 4 entsprechend. Es bestehe ein spastisch-ataktisches Gangbild mit
Rekurvation der Knie beiderseits links mehr als rechts. Bei der
Abschlussuntersuchung gab der KlÃ¤ger keine Besserung seiner GangstÃ¶-rungen
an. Beim Laufen in steilem GelÃ¤nde sei er relativ schnell erschÃ¶pft. In der
Epikrise heiÃ�t es, eine wesentliche Besserung der neurologischen Symptomatik
habe nicht erzielt wer-den kÃ¶nnen. Aufgrund der spastischen Paraparese sei der
KlÃ¤ger auf einen Rollator angewie-sen. Ferner holte das VA von Dr. D. den
Befundbericht vom 08.07.2002 ein. Dieser legte dar, die GehfÃ¤higkeit sei
hochgradig eingeschrÃ¤nkt. Besonders nach lÃ¤ngerem Sitzen komme es zu einer
fast vollstÃ¤ndigen BewegungsunfÃ¤higkeit. AuÃ�er Hauses sei eine Fortbewegung
nur im Rollator mÃ¶glich, im Wohnbereich unter Zuhilfenahme von
EinrichtungsgegenstÃ¤nden und TÃ¼rÃ¶ffnungen. Da sich der KlÃ¤ger nur mit
groÃ�er Anstrengung auÃ�erhalb seines Kraftfahr-zeugs fortbewegen kÃ¶nne, sei
eine auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung festzustellen.
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GestÃ¼tzt auf die versorgungsÃ¤rztliche (vÃ¤) Stellungnahme vom 25.09.2002
lehnte der Beklag-te mit Bescheid vom 27.09.2002 eine Neufeststellung des GdB
und die Feststellung einer au-Ã�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung ab.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger mit der BegrÃ¼ndung Widerspruch, der Rollator, mit
dem er sich nur unter groÃ�er Anstrengung fortbewegen kÃ¶nne, stelle eine
"fremde Hilfe" dar. AuÃ�erdem sei seine Einstufung mit dem GdB von 60 nicht
angemessen. Der Beklagte holte den weiteren Bericht Dr. D. vom 11.11.2002
(auÃ�er Haus Fortbewegung ab 10 m nur mit Rollator mÃ¶glich) sowie die vÃ¤
Stellungnahme vom 21.02.2003 ein und erhÃ¶hte sodann mit Bescheid vom
27.02.2003 den GdB seit 01.07.2002 auf 70. Ferner stellte er das Merkzeichen "B"
fest. Im Ã�brigen wies er den Widerspruch mit dem Widerspruchsbescheid vom
07.03.2003 zurÃ¼ck.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 24.03.2003 Klage zum Sozialgericht Freiburg (SG)
mit dem Ziel eines hÃ¶heren GdB sowie des Merkzeichens "aG". Er berief sich auf
das Urteil des BSG vom 10.12.2002 â�� B 9 SB 7/01 R und trug vor, ohne den
Rollator, mit dem er auch nur wenige Meter zurÃ¼cklegen kÃ¶nne, sei er vÃ¶llig
hilflos. Wegen seiner GefÃ¼hlsstÃ¶rung von der HÃ¼fte abwÃ¤rts mÃ¼sse er sein
KÃ¶rpergewicht mit beiden Armen abfangen, um einigermaÃ�en kontrol-liert gehen
zu kÃ¶nnen. Dabei werde die Armmuskulatur extrem beansprucht, was schnell zur
ErschÃ¶pfung fÃ¼hre.

Der Beklagte trat der Klage entgegen.

Mit Urteil vom 05.12.2003 â�� dem Beklagten zugestellt am 19.12.2003 â��
Ã¤nderte das SG die angefochtenen Bescheide teilweise ab und verurteilte den
Beklagten, bei dem KlÃ¤ger mit Wirkung vom 01.07.2002 eine auÃ�ergewÃ¶hnliche
Gehbehinderung festzustellen. Im Ã�brigen wies es die Klage ab. Zur BegrÃ¼ndung
fÃ¼hrte es aus, die Notwendigkeit des Rollators beweise, dass der KlÃ¤ger nur mit
groÃ�er Anstrengung gehen kÃ¶nne. Der Rollator sei rechtlich fremder Hilfe im
Sinne des Urteils des BSG vom 10.12.2002 gleichzustellen, weil nicht ersichtlich sei,
dass fremde Hilfe Ã¼ber die Wirkung eines Rollators hinaus gehen wÃ¼rde.

Hiergegen richtet sich die am 12.01.2004 eingelegte Berufung des Beklagten. Unter
Hinweis auf die vÃ¤ Stellungnahmen von Dr. Sch. vom 29.12.2003 und von Dr. R.
von 26.04.2004 trÃ¤gt der Beklagte vor, die BenÃ¼tzung eines Rollators allein
begrÃ¼nde keinesfalls die Feststellung des Merkzeichens "aG", da aufgrund dessen
im Gegensatz zur dauernden BenÃ¼tzung eines Rollstuhles nicht eine
auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung unterstellt werden kÃ¶nne. Aufgrund seines
inkompletten sensomotorischen Querschnitts in HÃ¶he von Th 10 sei der KlÃ¤ger
ferner nicht dem in Nr. 31 Abs. 3 der Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertengesetz genannten Personenkreis (hier: QuerschnittsgelÃ¤hmten)
zuzuordnen.

Der Beklagte beantragt,
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das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom 05.12.2003 aufzuheben und die Klage in
vollem Umfang abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Unter den medizinischen Terminus technicus "QuerschnittslÃ¤hmung" falle auch
das soge-nannte inkomplette Querschnittssyndrom, insbesondere dann, wenn wie
bei ihm Paraparesen der Beine, MiktionsstÃ¶rungen und Stuhlgangsbeschwerden
bestÃ¼nden. Seit 2001 habe ihm sein Arzt auch Knie-Orthesen verordnet, die er
beim Laufen am Rollator stÃ¤ndig tragen mÃ¼s-se, um seine Kniegelenke zu
stabilisieren.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf die Akten des Senats, des SG und auf die
Verwaltungs-akten des Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung des Beklagten, Ã¼ber die der Senat
mit dem EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entschieden hat, ist
zulÃ¤ssig. BerufungsausschlieÃ�ungsgrÃ¼nde nach Â§ 144 SGG liegen nicht vor.

Die Berufung ist auch begrÃ¼ndet. Zu Unrecht hat das SG den Beklagten verurteilt,
beim KlÃ¤-ger eine auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung festzustellen.

Anzuwenden sind vorliegend die am 01.07.2001 in Kraft getretenen Regelungen des
Sozial-gesetzbuchs (SGB) IX, die an die Stelle des aufgehobenen
Schwerbehindertengesetzes (SchwbG) getreten sind (vgl. Art. 63, 68 Abs. 1 des
Gesetzes vom 19.06.2001 â�� BGBl. I, S. 1046 ff).

Nach Â§ 69 Abs. 4 SGB IX treffen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden die erforderlichen
Feststellungen Ã¼ber weitere gesundheitliche Merkmale als Voraussetzung fÃ¼r
die Inanspruchnahme einer VergÃ¼nstigung bzw. eines Nach-teilsausgleichs. Nach
Â§ 3 Abs. 1 Nr. 1 der Vierten Verordnung zur DurchfÃ¼hrung des SchwbG
(Ausweisverordnung Schwerbehindertengesetz â�� SchwbAwV -) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 25.07.1991 (BGBl. I S. 1739), ge-Ã¤ndert durch Artikel 6 Abs.
104 Eisenbahnneuordnungsgesetz vom 27.12.1993 (BGBl. I S. 2378), ist im Ausweis
eines Schwerbehinderten das Merkzeichen "aG" einzutragen, wenn der
Schwerbehinderte auÃ�ergewÃ¶hnlich gehbehindert ist im Sinne des Â§ 6 Abs. 1 Nr.
14 des Stra-Ã�enverkehrsgesetzes (StVG) oder anderer straÃ�enverkehrsrechtlicher
Vorschriften. Damit weist das Schwerbehindertenrecht die Abgrenzung des
begÃ¼nstigten Personenkreises dem StraÃ�enverkehrsrecht zu, fÃ¼r das die
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BegÃ¼nstigung Ã¼berwiegend Bedeutung hat. Denn ein Ausweis mit dem
Merkzeichen "aG" befreit den Behinderten von BeschrÃ¤nkungen des Hal-tens und
des Parkens im StraÃ�enverkehr und erÃ¶ffnet ihm besonders gekennzeichnete
Park-mÃ¶glichkeiten. GemÃ¤Ã� Â§ 3a Abs. 1 Kraftfahrzeugsteuergesetz ist
darÃ¼ber hinaus das Halten von Kraftfahrzeugen von der Steuer befreit.
Umschrieben wird der begÃ¼nstigte Personenkreis in der vom Bundesminister fÃ¼r
Verkehr erlassenen allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur
StraÃ�enverkehrsordnung (VwVO-StVO) in der Fassung vom 19.03.1992, die auf der
gesetzli-chen Grundlage des Â§ 6 StVG beruht. Dort wird unter Nr. 11 zu Â§ 46 Ziff.
II dargelegt, welche Schwerbehinderte als auÃ�ergewÃ¶hnlich gehbehindert
anzusehen sind. Diese VV ist in der â�� zu Nr. 11 unverÃ¤nderten â�� Fassung vom
28.10.1998 (BAnz.1998 Nr. 246b) gem. Artikel 84 Abs. 2 Grundgesetz (GG) als
allgemeine Verwaltungsvorschrift der Bundesregierung (zuvor: der Bundesminister
fÃ¼r Verkehr sowie fÃ¼r Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit) neu erlas-sen
worden (BAnz. 2001, Nr. 21, 1419). Sie bleibt in ihrem Bestand mithin unberÃ¼hrt
vom Wegfall der ErmÃ¤chtigung des Bundesministeriums fÃ¼r Verkehr zum Erlass
allgemeiner Ver-waltungsvorschriften in Â§ 6 Abs. 1 StVG i.d.F. des Gesetzes vom
11.09. 2002 (BGBl. I, 3574 â�� vgl. BSG, Urteil vom 10.12.2002, B 9 SB 7/01 R).
Danach zÃ¤hlen zu den Behinderten, die sich wegen der Schwere ihres Leidens
dauernd nur mit fremder Hilfe oder nur mit groÃ�er Anstrengung auÃ�erhalb des
Kraftfahrzeuges bewegen kÃ¶nnen, u.a. QuerschnittsgelÃ¤hmte,
Doppeloberschenkelamputierte, Doppelunterschenkelam-putierte,
HÃ¼ftexartikulierte sowie einseitig Oberschenkelamputierte, die dauernd
auÃ�erstande sind, ein Kunstbein zu tragen oder die nur eine Beckenkorbprothese
tragen kÃ¶nnen. Daneben zÃ¤hlen zu den Berechtigten noch diejenigen, die nach
versorgungsÃ¤rztlicher Feststellung auf-grund von Erkrankungen dem vorstehend
angefÃ¼hrten Personenkreis gleichzustellen sind (vgl. BSG in SozR 3870 Â§ 3
SchwbG Nr. 28). Diese Definition einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbe-hinderung ist
auch in den "Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und im Schwerbehindertenrecht", Ausgabe 2004 (AP)
enthalten.

Ein Betroffener ist mit der Gruppe der in der Verwaltungsvorschrift beispielhaft
aufgefÃ¼hrten schwerbehinderten Menschen gleichzustellen, wenn seine
GehfÃ¤higkeit in ungewÃ¶hnlich ho-hem MaÃ�e eingeschrÃ¤nkt ist und er sich nur
unter ebenso groÃ�en Anstrengungen wie die in der Vorschrift ausdrÃ¼cklich
aufgefÃ¼hrten Schwerbehinderten oder nur mit fremder Hilfe fort-bewegen kann.
Der vollstÃ¤ndige Verlust des GehvermÃ¶gens ist daher nicht zu fordern, das
RestgehvermÃ¶gen muss aber soweit eingeschrÃ¤nkt sein, dass es den Betroffenen
unzumutbar ist, lÃ¤ngere Wege zu FuÃ� zurÃ¼ckzulegen (BSG, Urteil vom
10.12.2002, aaO). Einen exakten BeurteilungsmaÃ�stab zur Abgrenzung des
anspruchsberechtigten Personenkreises nach dem gesteigerten Energieaufwand
beim Gehen gibt es nicht. Eine in Metern ausgedrÃ¼ckte Wegstrecke taugt hierzu
grundsÃ¤tzlich nicht. Die WegelÃ¤nge bis zu den ersten auftretenden Zeichen der
ErschÃ¶pfung ist aber ein gewichtiges Indiz fÃ¼r die Beurteilung des Restgehver-
mÃ¶gens (vgl. BSG, a.a.O. fÃ¼r eine Gehpause wegen ErschÃ¶pfung nach 30 m).
Demnach liegt eine auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung nur dann vor, wenn die
Fortbewegung zu FuÃ� auf das Schwerste eingeschrÃ¤nkt ist (vgl. BSG aaO Nr. 11,
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18). Der begÃ¼nstigte Per-sonenkreis ist dabei eng zu fassen, weil eine Ausweitung
desselben die Verknappung des ortsnahen Parkraums â�� der im Ã¼brigen nicht
beliebig vermehrbar ist â�� nach sich ziehen wÃ¼rde, wodurch dem gesamten
begÃ¼nstigten Personenkreis letztlich lÃ¤ngere Wegstrecken zugemutet wÃ¼rden
(vgl. BSG aaO Nr. 28). Aus dem so begrÃ¼ndeten Gebot, den begÃ¼nstigten
Personen-kreis eng zu fassen, leitet der Senat in stÃ¤ndiger Rechtsprechung ab
(vgl. stellvertretend Urteil vom 27.09.2001 â�� L 6 SB 1340/00 â�� m.w.N.), dass
die SonderparkplÃ¤tze in der NÃ¤he von Be-hÃ¶rden, anderen Ã¶ffentlichen
Einrichtungen oder Kliniken sowie die Sonderparkrechte vor Wohnungen und
ArbeitsstÃ¤tten denjenigen vorbehalten bleiben sollen, denen nur noch Weg-
strecken zumutbar sind, die sie von diesen SonderparkplÃ¤tzen aus Ã¼blicherweise
bis zum Eingang des zu erreichenden GebÃ¤udes zurÃ¼cklegen kÃ¶nnen. Solche
Wegstrecken in die Ein-gangsbereiche der betreffenden GebÃ¤ude betragen in der
Regel unter 100 m. Die FÃ¤higkeit des Behinderten, Wegstrecken Ã¼ber 100 Meter
ohne Erholungspausen und Zeichen der Ã�ber-anstrengung in angemessener Zeit
zurÃ¼cklegen zu kÃ¶nnen, erachtet der Senat unter BerÃ¼ck-sichtigung der
Entscheidung des Bundessozialgerichts vom 10.12.2002 in Fortentwicklung seiner
bisherigen Rechtsprechung als gewichtiges Indiz fÃ¼r ein
anspruchausschlieÃ�endes RestgehvermÃ¶gen.

Der KlÃ¤ger gehÃ¶rt nicht zu dem in der VwVO-StVO sowie im Abschnitt 31 Abs. 3
der AP aufgefÃ¼hrten Personenkreis, insbesondere nicht zu den dort an erster
Stelle genannten Quer-schnittsgelÃ¤hmten. Hierunter fallen nÃ¤mlich nur
Behinderte mit einer kompletten Quer-schnittslÃ¤hmung. In dem
RÃ¼ckenmarkschÃ¤den betreffenden Abschnitt 26. 3 der AP wird nÃ¤m-lich
ausgefÃ¼hrt, die Bezeichnung "QuerschnittslÃ¤hmung" sei den FÃ¤llen
vorzubehalten, in denen quer durch das RÃ¼ckenmark alle Bahnen in einer
bestimmten HÃ¶he vollkommen unter-brochen sind. Zwar beinhaltet der Abschnitt
26 der AP die GdB/MdE- Tabelle. Da die AP jedoch ein geschlossenes Regelwerk
nicht nur zur Bestimmung des GdB bzw. der MdE, son-dern u.a. auch zur
Beurteilung der Voraussetzungen von Nachteilsausgleichen darstellen, kann hiervon
auch nicht bei der PrÃ¼fung einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung abgewi-
chen werden. Im Interesse der Gleichbehandlung aller Behinderten orientiert sich
der Senat ganz allgemein an den BewertungsmaÃ�stÃ¤ben, die in den AP
niedergelegt sind. Zwar besitzen die AP keine NormqualitÃ¤t, weil sie weder auf
einem Gesetz noch auf einer Verordnung oder auch nur auf Verwaltungsvorschriften
beruhen. Sie sind vielmehr als antizipierte Sachver-stÃ¤ndigengutachten
anzusehen, die in der Praxis wie Richtlinien fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤-tigkeit
wirken, und haben deshalb normÃ¤hnliche Auswirkungen. Auch sind sie im
Interesse einer gleichmÃ¤Ã�igen Rechtsanwendung wie untergesetzliche Normen
von den Gerichten an-zuwenden (vgl. BSGE 72, 285, 286; BSG Urteil vom
18.09.2003 â�� B 9 SB 3/02 R). Zwar sind die beiden letztgenannten Urteile des
BSG noch zu den "Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im
sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetz" von 1996
ergangen, inhaltlich hat sich jedoch, soweit es die beim KlÃ¤ger vorliegenden Funk-
tionsbeeintrÃ¤chtigungen betrifft, nicht geÃ¤ndert. Der vom SG Rostock im Urteil
vom 26.07.1993 â�� S 5 Vs 138/92 (Breithaupt 1994, 921 ff) vertretenen
Auffassung, auch Personen mit einem inkompletten Querschnittssyndrom fielen
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ohne RÃ¼cksicht auf die tatsÃ¤chliche Be-eintrÃ¤chtigung des GehvermÃ¶gens
unter die "QuerschnittsgelÃ¤hmten" im Sinne des Abschnitts 31 Abs. 3 der AP, kann
deshalb nicht gefolgt werden.

Der KlÃ¤ger gehÃ¶rt auch nicht zu den Personen, die aufgrund ihrer sonstigen
Behinderungen dem in Abschnitt 31 Abs. 3 der AP ausdrÃ¼cklich aufgefÃ¼hrten
Personenkreis gleichstehen. Der Vortrag des KlÃ¤gers, er kÃ¶nne auch mit seinem
Rollator nur wenige Meter zurÃ¼cklegen, wird durch die aktenkundigen
medizinischen Befunde nicht hinreichend gestÃ¼tzt. Sein behan-delnder Neurologe
Dr. D. hat sich in seiner Auskunft vom 11.11.2002 dahingehend geÃ¤uÃ�ert, eine
Fortbewegung auÃ�er Haus sei ab 10 m nur mit Rollator mÃ¶glich. Offen bleiben
kann, ob diese Ã�uÃ�erung so zu interpretieren ist, dass Strecken bis zu 10 m ganz
ohne Hilfsmittel zu-rÃ¼ckgelegt werden kÃ¶nnen. Jedenfalls hat Dr. D. fÃ¼r die
Fortbewegung im Rollator weder eine zeitliche noch eine streckenmÃ¤Ã�ige Grenze
angegeben. Obwohl der Senat die BeeintrÃ¤chti-gung des KlÃ¤gers durch seine
spastische Paraparese nicht verkennt und ohne weiteres nach-vollziehen kann, dass
er deswegen jedenfalls bei lÃ¤ngeren Gehstrecken auf einen Rollator zwingend
angewiesen ist, ist er andererseits davon Ã¼berzeugt, dass es dem KlÃ¤ger
zuzumuten ist, auch lÃ¤ngere Wege (jedenfalls von mehreren 100 m) mit Hilfe des
Rollators zurÃ¼ckzule-gen. HierfÃ¼r spricht, dass der KlÃ¤ger selbst gegenÃ¼ber
den Ã�rzten der Sch.-Kliniken in G. angegeben hat, die Kraft in seinen Beinen sei
gut; beim Laufen In steilem GelÃ¤nde sei er rela-tiv schnell erschÃ¶pft. Dies erlaubt
den Gegenschluss, dass im ebenen GelÃ¤nde relativ gute Ausdauerleistungen
mÃ¶glich sind, wofÃ¼r ebenfalls spricht, dass die behandelnden Neurologen der
Sch.-Klinik hinsichtlich der Muskelkraftentfaltung der Beine den Kraftgrad 4 bejaht
ha-ben. Bei der zugrundegelegten Skala entspricht, worauf Dr. R. in der vÃ¤
Stellungnahme vom 26.04.04 zutreffend hingewiesen hat, ein Kraftgrad von 0
keinerlei MuskelaktivitÃ¤t und der Grad 5 einer normalen Muskelkraft. Der bei dem
KlÃ¤ger dokumentierte Kraftgrad 4 weist demnach auf eine nur leichtgradige
BeeintrÃ¤chtigung der Kraftentfaltung der Beine hin. Der KlÃ¤ger hat im Ã�brigen
zuletzt mit Schreiben vom 31.07.2004 darauf hingewiesen, dass er Knie-Orthesen
benutzt, um seine Kniegelenke zu stabilisieren. Hierdurch wird dem Umstand
Rechnung getragen, dass das bei ihm vorliegende spastisch-ataktische Gangbild
ausweislich des Entlassungsberichts der Sch.-Klinik vom 06.06.2001 mit einer
Rekurvation der Knie (KrÃ¼mmung nach rÃ¼ckwÃ¤rts) verbunden ist. Unter diesen
UmstÃ¤nden konnte sich der Senat nicht davon Ã¼berzeugen, dass der KlÃ¤ger in
seiner GehfÃ¤higkeit in so ungewÃ¶hnlich hohem MaÃ� eingeschrÃ¤nkt ist wie der
in der Verwaltungsvorschrift bzw. im Abschnitt 31 Abs. 3 der AP ausdrÃ¼cklich
aufgefÃ¼hrte Personenkreis.

SchlieÃ�lich vermochte der Senat der Rechtsansicht des SG nicht zu folgen, das
Gehen mit einem Rollator sei rechtlich der Fortbewegung mit fremder Hilfe
gleichzustellen. Mit fremder Hilfe kann nur die Hilfeleistung durch eine weitere
Person gemeint sein. Hierbei ist den Be-hinderten zuzumuten, sÃ¤mtliche Hilfsmittel
zur Verbesserung der GehfÃ¤higkeit anzuwenden. Hierzu zÃ¤hlen nicht nur
StockstÃ¼tzen, sondern auch die dem KlÃ¤ger verordneten Knieorthesen und
ebenso der Rollator. Wollte man anders entscheiden, so wÃ¼rde der begÃ¼nstigte
Personen-kreis so stark ausgeweitet, dass eine Verknappung des ortsnahen
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Parkraums die Folge wÃ¤re, wodurch dem gesamten begÃ¼nstigten Personenkreis
letztlich lÃ¤ngere Wegstrecken zugemutet wÃ¼rden. Insbesondere in der Gruppe
der Betagten bzw. Hochbetagten gibt es nÃ¤mlich zahlrei-che Personen, die einen
Rollator fÃ¼r ein ausreichend sicheres Gehen ohne Sturzgefahr benÃ¶ti-gen, auf
diese Weise jedoch noch ohne unzumutbare Anstrengungen auch weitere Strecken
zurÃ¼cklegen kÃ¶nnen.

Nach alledem musste die Berufung des Beklagten zum Erfolg fÃ¼hren.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 07.12.2004

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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